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Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrte Damen und Herren, 
zunächst einmal auch von meiner Seite ein gutes und vor allem gesundes neues Jahr 2025. 
Ein Wahljahr, das durch das Ampel-Aus sofort losgeht und das auch der Anlass unserer heutigen Pres-
sekonferenz ist. 

Unsere Positionierung zu den wichtigsten gesundheitspolitischen Fragen ist keine Denkmalsenthüllung 
und soll es auch gar nicht sein. Denn die AOK-Gemeinschaft bezieht kontinuierlich Stellung und bringt 
sich konstruktiv öffentlich ein. Insofern werden Ihnen einige unserer Forderungen und Vorschläge gleich 
auch bekannt vorkommen. 

Aber mit Blick auf die aktuellen Baustellen im Gesundheitswesen, den riesigen Reformbedarf und das, 
was in der letzten Legislaturperiode liegen geblieben ist, haben wir unsere Positionen noch einmal 
überprüft, nachgeschärft und verdichtet. Herausgekommen ist das vor Ihnen liegende Papier mit dem 
Titel „Wie unser Gesundheitswesen besser wird – aber nicht teurer“. Wovon wir WENIGER brauchen und 
wovon wir MEHR brauchen, wollen wir Ihnen gleich erläutern.

Bevor wir dazu aber kommen, was die AOK-Gemeinschaft fordert und vorschlägt, und wie man den 
Effizienzschalter im Gesundheitswesen umlegen kann, möchte ich Ihren Blick zunächst auf die Ergeb-
nisse einer aktuellen repräsentativen Bevölkerungsumfrage lenken, die wir kurz vor Weihnachten (16.-
18. Dezember) über das Meinungsforschungsinstitut forsa durchgeführt haben.  

Unter zehn zur Auswahl stehenden Handlungsfeldern sollten die Befragten die drei Bereiche angeben, 
in denen aus ihrer Sicht am meisten Handlungsbedarf für die kommende Bundesregierung besteht.

Statement von Dr. Carola Reimann
Vorstandsvorsitzende des AOK-Bundesverbandes

Pressegespräch am Mittwoch, 8. Januar 2025, Berlin 
Wie unser Gesundheitswesen besser wird – aber nicht teurer. 
AOK-Positionen zur Bundestagswahl 2025
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Auf Platz 1 wurde hier mit 48 Prozent die „Gesundheitsversorgung und Pflege“ genannt – 
und zwar noch vor „Wirtschaftlicher Lage“ (46),  
vor „innerer Sicherheit“ (40),  
vor „Bildung“ (40) und  
vor „Rente“ (32) Prozent. 

Die Dringlichkeit des Themas Gesundheit und Pflege aus Sicht der Bevölkerung wird mehr als deutlich. 
Dieses Ergebnis mag angesichts der politischen Debattenlage und auch angesichts anderer Umfragen, 
in denen das Thema oft wenig Aufmerksamkeit erfährt, auf den ersten Blick vielleicht überraschen. 

Aber wenn man sich die letzten drei Landtagswahlen in Ostdeutschland in Erinnerung ruft, gleich-
zeitig auf die historischen Beitragssatzsprünge schaut, die gerade zum Ende des Jahres 2024 ein viel 
diskutiertes öffentliches Thema waren, ist dieses Ergebnis plausibel. 

Es sind die Frauen, die das Thema Gesundheit und Pflege zum Prio-Thema machen (siehe 56 vs. 39 
Prozent). Erstens, weil sie vermutlich mehr Bewusstsein für das Thema haben, zweitens weil sie davon 
mehr betroffen sind, z. B. als pflegende Angehörige.

Auch die anderen Ergebnisse dieser Umfrage sind vielsagend: Gut die Hälfte der Befragten ist mit der 
Qualität der Gesundheitsversorgung in Deutschland sehr zufrieden (10 Prozent) oder zufrieden (45 
Prozent). 45 Prozent sind damit aber weniger (34 Prozent) oder gar nicht zufrieden (11 Prozent). Zufrie-
denheitsbefragungen zum deutschen Gesundheitswesen hatten auch schon mal bessere Werte!

Sehr großes oder zumindest großes Vertrauen, dass auch zukünftig eine hochwertige und bezahlbare 
Gesundheitsversorgung sichergestellt wird, haben insgesamt nur 40 Prozent. 60 Prozent sind pessimis-
tischer und haben entweder wenig (50 Prozent) oder gar kein Vertrauen (10 Prozent). 
Auch das ist alarmierend!

Interessant ist auch das Ergebnis zum Wissen über die gesundheitspolitischen Positionen und Vorha-
ben der Parteien. Nur 7 Prozent glauben, gut Bescheid zu wissen. 31 Prozent einigermaßen, und 61 
Prozent, also fast zwei von Dreien geben an, nicht so genau Bescheid zu wissen. 

Es klafft also eine große Lücke zwischen gefühlter Dringlichkeit des politischen Themas „Gesundheit“ 
und viel Nicht- oder Halb-Wissen über das, was die Parteien hier anbieten.

Sie sehen: Für die Bevölkerung ist das Thema Gesundheit & Pflege sehr wichtig, die Stimmung ist aber 
verhalten bis pessimistisch. Gleichzeitig ist wenig über die parteipolitischen Positionen in diesem Poli-
tikfeld bekannt. 

Schauen wir nun auf unser Positionspapier der AOK-Gemeinschaft. Deutschland belegt bei den 
Gesundheitsausgaben einen Spitzenplatz, ist bei der Versorgungsqualität leider nur Mittelmaß. 

Die AOK-Gemeinschaft will mit Vorschlägen für die nächste Bundesregierung dazu beitragen, dass 
Bürgern künftig ein leistungsfähigeres Gesundheits- und Pflegesystem zur Verfügung steht. 
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Wir fordern deshalb eine Priorisierung des Themas Gesundheit, es muss auf der politischen Agenda 
deutlich nach vorne rücken! Und wir fordern eine Neugewichtung! Um besser zu werden, müssen wir 
nicht immer teurer werden - oft ist sogar das Gegenteil der Fall.

Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung steigen dramatisch. Gleichzeitig erleben Patientin-
nen und Patienten sowie Pflegebedürftige, dass Qualität und Zugang zu Gesundheits- und Pflegean-
geboten unzureichend sind. Sie müssen lange auf Arzttermine warten, Notfallambulanzen sind über-
lastet.  

Die AOK-Gemeinschaft will eine Rationierungsdebatte vermeiden. Wir wollen keine Leistungskürzun-
gen für Versicherte. Wir wollen nicht weniger Ärzte, nicht weniger Pfleger. Wir wollen nicht bei Versor-
gungsangeboten in ländlichen oder strukturschwachen Räumen sparen. 

Wir brauchen eine Kehrtwende: Wir können uns die sektorenbezogene Fragmentierung nicht mehr 
leisten. Wir können nicht mehr so weiter machen, dass jede einzelne Leistungserbringergruppe für 
sich individuelle Vergütungsverbesserungen erhält, ohne eine verbindliche Zusage für eine tatsäch-
lich erlebbare Versorgungsverbesserung abgeben zu müssen. Alle Parteien haben die Forderung nach 
mehr sektorenübergreifender Ausrichtung in ihre Papiere geschrieben. Das ist richtig und muss in der 
nächsten Legislaturperiode vorangetrieben und endlich umgesetzt werden. Kooperation, Flexibilität 
und erlebbare Versorgungsverbesserungen müssen im Vordergrund von Reformen stehen, damit das 
Gesundheitswesen effizienter wird. Damit können wir ein bedarfsgerechtes Versorgungsangebot absi-
chern.

Echte Strukturreformen zur Steigerung der Effizienz im Gesundheitswesen sind endlich nötig. 

Unsere Ziele: qualitativ hochwertigere Versorgungsangebote, bessere Unterstützung für die Versicher-
ten im Krankheits- oder Pflegefall – und das in allen Regionen unseres Landes. 

Die Solidargemeinschaft aus Versicherten und Arbeitgebern hat einen Anspruch auf mehr Gegen-
leistungen für ihre hohen Beiträge. Erreichen möchte die AOK-Gemeinschaft diese Ziele mit konkreten 
Reformvorschlägen, die ineinandergreifen. Ausführlich erläutert haben wir das im Positionspapier. 
Daraus einige Beispiele.

Wir wollen weniger Verschwendung, mehr Effizienz
Die wirtschaftliche Verwendung von GKV-Beitragsgeldern muss gestärkt werden. Wir brauchen im 
Gesundheitswesen mehr Steuerungsmöglichkeiten. Begrenzte Ressourcen wie Fachkräfte und finan-
zielle Mittel müssen wieder gezielt eingesetzt werden – und zwar dort, wo sie den größten Nutzen und 
die qualitativ beste Medizin garantieren.  

•	 Um personelle und finanzielle Ressourcen nachhaltig einzusetzen, bedarf es einer qualitätsorien-
tierten Modernisierung der Krankenhauslandschaft. Hierzu gehört unter anderem, die Vorhalte-
finanzierung unabhängig von den Fallzahlen zu gestalten und evidenzbasierte Qualitätsvorgaben 
für Leistungsgruppen konsequent umzusetzen. 
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Die onkologische Versorgung muss in spezialisierten Zentren konzentriert werden. Ebenso müssen 
perinatalmedizinische Kompetenzverbünde eingerichtet werden. 

Die Länder müssen hinsichtlich Qualitätssicherung und Investition endlich Verantwortung übernehmen.

•	 Randnotiz zur doch noch verabschiedeten Krankenhausreform:  
Laut unserer forsa-Umfrage gehen nur 20 Prozent davon aus, dass sich die gesundheitliche 
und medizinische Versorgung bei ihnen vor Ort dadurch eher verbessern wird. 42 Prozent 
erwarten dadurch keine wesentlichen Änderungen. 36 Prozent glauben sogar, dass die 
geplante Reform zu einer Verschlechterung der medizinischen Versorgung bei ihnen vor Ort 
führen wird.  
Es wird also noch viel Überzeugungsarbeit zu leisten sein. Und in der Tat sind ja auch noch 
viele inhaltliche Punkte offen, die zu klären wären. Der Erfolg der Krankenhausreform ist kein 
Selbstläufer! 

•	 Die geplante Reform der Notfallversorgung muss schnellstmöglich nachgeholt werden. Zentral ist 
hierbei die Abstimmung der Zusammenarbeit zwischen ambulanten und stationären Einrichtungen. 
Auch der Rettungsdienst ist dann möglichst zügig einzubinden. 

•	 Entscheidend für den Erfolg der Reformen ist, dass die Ambulantisierung gelingt. Beim ambulan-
ten Operieren dürfen wir nicht länger nur auf die hohe Vergütung durch Hybrid-DRG setzen. Das ist 
teuer und setzt falsche Anreize. Sinnvoller wären die Vereinbarung von Zielbudgets für Kranken-
häuser sowie eine sektorenübergreifende Bedarfsplanung für ambulantes Operieren. Patientinnen 
und Patienten sollen mit akuten pflegerischen Bedarfen durch sektorenübergreifende Versorger 
betreut werden. Hierzu brauchen wir eine bessere Rechtsgrundlage.

•	 Der hausärztliche Versorgungsauftrag muss zu einer patientenorientierten, niedrigschwelligen, 
gesamtheitlichen und kontinuierlichen Primärversorgung weiterentwickelt werden. Damit werden 
Abläufe für Patientinnen und Patienten verlässlicher, weniger komplex, ein bedarfsgerechter 
Zugang auch zur fachärztlichen Versorgung gewährleistet und damit die Effizienz in der Versor-
gung gesteigert.

•	 Apropos Versorgungseffizienz, und interessant mit Blick auf die Termindebatte und ein mögli-
ches Primärarztsystem:  
Wir haben in unserer forsa-Umfrage auch danach gefragt. Vor die Wahl gestellt zwischen 
einem schnellen Arzttermin oder einer freien Arztwahl, würde sich mehr als die Hälfte, nämlich 
53 Prozent, für den schnelleren Termin unter Verzicht auf die freie Arztwahl entscheiden. 
Wichtig ist den Versicherten vor allem ein verlässlicher Zugang zur Versorgung. Den müssen 
wir wieder schaffen – für alle Versicherten ohne Diskriminierung nach Versicherungsart! 
Hierauf müssen wir uns konzentrieren statt komplizierte neue Wahltarife zu erfinden!

•	 Die interprofessionelle Zusammenarbeit muss durch gezielte Regelungen des Gesetzgebers unter-
stützt werden, um eine teamorientierte Versorgung komplexer Bedarfe zu ermöglichen. Auch hierzu 
gibt es mit dem Entwurf eines Pflegekompetenzgesetzes bereits Vorarbeiten, die für eine zügige 
Reform genutzte werden können.
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•	 Die zur Verfügung stehenden Ressourcen in der psychotherapeutischen Versorgung müssen 
besser genutzt und Fehlversorgung reduziert werden. Zu diesem Zweck bedarf es einer verpflich-
tenden Meldung freier Behandlungskapazitäten sowohl für Erst- und Abklärungsgespräche und 
Akutbehandlungen als auch für Richtlinienpsychotherapie an die Terminservicestellen. Und es 
bedarf der Entwicklung einer Richtlinie, die die Einhaltung von Versorgungsaufträgen gewährleistet.

•	 Um die Apothekenversorgung auch in Zukunft flächendeckend zu gewährleisten, müssen die zeit-
lichen, räumlichen und organisatorischen Anforderungen an Apotheken flexibler gestaltet werden.

•	 Es gilt, die digitale Infrastruktur dort auszubauen, wo sie die Versorgungsqualität verbessert und 
Ineffizienzen und Bürokratie vermindern kann. Der Einsatz künstlicher Intelligenz zur Unterstützung 
der Aufgaben der Krankenkassen ist zu diesem Zweck zu ermöglichen.

•	 Für eine wirtschaftliche Versorgung, die auf dem neuesten medizinisch-wissenschaftlichen Stand 
ist, müssen die Instrumente des Preiswettbewerbs, etwa in der Arzneimittel- und Hilfsmittelversor-
gung, gestärkt werden. Insbesondere mit Blick auf die Preisbildung bei patentgeschützten Arznei-
mitteln müssen Wirtschaftlichkeitsreserven genutzt werden.  
Selbiges gilt für den Bereich der Digitalen Gesundheitsanwendungen. Deren Nutzenbewertung 
muss an die Anforderungen anderer Versorgungsinstrumente angepasst werden.

Wir wollen weniger Staatsmedizin, mehr Freiraum
Das staatliche Mikromanagement und zentrale Vorgaben in der Gesundheitsversorgung müssen redu-
ziert werden. Es braucht mehr Gestaltungsmöglichkeiten für die gemeinsame Selbstverwaltung, um 
die Interessen der Beitragszahlenden zu schützen. 

Die gemeinsame Selbstverwaltung muss ohne politische Einflussnahme medizinisch evidenzbasierte 
Leistungen und klare Qualitäts- und Strukturvoraussetzungen im Gesundheitswesen festlegen können. 
Das Gesundheitssystem muss sich an den Bedürfnissen der Patientinnen und Patienten orientieren und 
Versorgungssicherheit gewährleisten. So stärken wir die soziale Sicherheit in Deutschland.

•	 Wir brauchen mehr Gestaltungsfreiräume für regionale Lösungen, um die Versorgung der Pati-
entinnen und Patienten vor Ort besser anpassen zu können. Es braucht flexible und dezentrale 
Vertragsmöglichkeiten, damit innovative und maßgeschneiderte Lösungen für regionale Gesund-
heitsstrukturen entstehen können.
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•	 Wir wollen das Leistungs- und Vertragsrecht der Sozialen Pflegeversicherung flexibilisieren 
und so weiterentwickeln, dass es den Bedürfnissen pflegebedürftiger Menschen gerecht wird. Die 
bisherigen Leistungsansprüche sollen in zwei Budgets zusammengefasst werden: ein Basisbudget 
für Geldleistungen und ein Sachleistungsbudget.

•	 Die Pflege muss gemeinsam mit allen Akteuren vor Ort organisiert werden. Dafür müssen die 
Pflege- und Unterstützungsstrukturen in den Gemeinden und Quartieren (Caring Communities) 
aufgebaut werden. Die Versorgungsdaten der Pflegekassen müssen für eine kommunale Pflege-
strukturplanung genutzt werden können.

•	 Wir brauchen eine umfassende Public-Health-Strategie, um die Gesunderhaltung der Bevölke-
rung, auch mit Blick auf eine nachhaltige Pflegepolitik, zu verbessern. Prävention darf nicht auf 
Vorbeuge-Medizin und auch nicht auf einzelne Politikbereiche beschränkt werden. Ein besonderer 
Fokus muss zudem auf Maßnahmen liegen, die die Pflegebedürftigkeit vermeiden, verzögern oder 
abmildern.

•	 Die gemeinsame Selbstverwaltung soll wieder vollständig über den Leistungskatalog sowie die 
Qualitäts- und Strukturanforderungen im Gesundheitswesen entscheiden können.

•	 Darüber hinaus muss die paritätische Selbstverwaltung durch Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände im Grundgesetz verankert und ihre vollständige Haushalts- und Beitragssatzautono-
mie wiederhergestellt werden. Durch Klagerechte soll sie sich zudem künftig gegen unberechtigte 
Eingriffe wehren können.

Wir als AOK-Gemeinschaft sind überzeugt davon, dass wir unser Gesundheitswesen in Deutschland 
mit diesen Maßnahmen wieder auf einen guten Kurs bringen können und den Schalter zum Einschalten 
des Effizienzmodus‘ so endlich umlegen können. 

Mehr zur finanziellen Seite wird Ihnen jetzt Jens Martin Hoyer erläutern.

Kontakt und Information: Kai Behrens | AOK-Bundesverband | 030 346 46 2309 | presse@bv.aok.de
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